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Wirtschaft

Mit Christoph Blocher  
sprach Andreas Valda

Können die Grossbanken in Konkurs 
gehen, ohne dass sie der Staat retten 
müsste?
Nein, das können sie nach wie vor nicht. 
Sie sind nach wie vor «too big to fail» (zu 
gross, um fallen gelassen zu werden). 
Der Nationalbank, der Finanzmarktauf-
sicht (Finma) und dem Bundesrat 
schwebt im Falle des Falles ein soge-
nannter geordneter Konkurs vor. Das ist 
ein Schattengewächs. Sollte eine system-
relevante Bank in Schwierigkeiten kom-
men, würde sie nach wie vor – ob mit ge-
ordnetem oder ungeordnetem Konkurs 
– die Volkswirtschaft mitreissen, und der 
Staat wäre nach wie vor gezwungen, 
diese zu retten. 

Das Bankenregulierungsgremium 
FSB stellt jüngst der Schweiz  
gute Noten aus. Sie habe ihre  
Hausaufgaben gemacht. 
Die internationalen Hausaufgaben be-
stehen in erster Linie im Auftrag, die 
Eigenmittel zu erhöhen. Das ist gut, 
denn es macht die Banken etwas siche-
rer, aber «too big to fail» wird nicht ge-
löst. Die Schweiz hat zudem eine Rege-
lung erlassen, dass bei drohendem Kon-
kurs die Guthaben von über 100 000 
Franken in die Sanierung miteinbezogen 
werden können. Das ist fatal! Es löst das 
Problem nicht, sondern verschärft es, 
denn wenn ruchbar wird, dass eine 
Bank in Schwierigkeiten geraten könnte, 
werden die Kunden ihre Guthaben von 
über 100 000 Franken sofort abziehen, 
was die Zahlungsunfähigkeit einer sys-
temrelevanten Bank noch erhöht. Be-
reits heute ziehen Unternehmer Gutha-
ben ab und legen es als Noten in Tre-
sore. Sie trauen der Sache nicht mehr.

Wie reagieren die Banken darauf?
Besonders kleinere Banken, die norma-
lerweise Anlagen bei Grossbanken täti-
gen, legen diese heute aus Sicherheits-
gründen bei der Nationalbank an. Das ist 
doch absurd: Die Nationalbank bestimmt 
Geldmenge und Zinssatz, zu welchem 
Banken bei ihr Geld leihen können. Zur-
zeit will sie damit die Wirtschaft stützen 
– Geld wird gedruckt. Es ist Geld, das bil-
lig zu den Banken fliesst. Von dort als 
Kredite zum Beispiel in die Wirtschaft, 
überflüssige Mittel wieder zu den Ban-
ken, und diese parkieren die Spargutha-
ben wieder bei der Nationalbank, weil 
grosse Banken unsicher sind! Da beisst 
sich doch die Katze in den Schwanz.

Was soll das Parlament beschliessen?
Drei Punkte: Erstens müssten die aus-
ländischen Tochtergesellschaften und 
Niederlassungen einer systemrelevan-
ten Bank verselbstständigt und dem 
Bankengesetz der einzelnen Länder 
unterstellt werden. Das solide Vermö-
gensverwaltungsgeschäft und das Kre-
ditgeschäft in der Schweiz würden dann 
vom sehr risikoreichen Investmentban-
king in den USA abgetrennt. So müsste 
auch die ausländische Tochtergesell-
schaft genügend Eigenkapital halten. 

Zweitens?
Einer schweizerischen systemrelevan-
ten Bank müsste man verbieten, wie bis-
her billige Kredite an die Auslandtochter 
auszuleihen. Das taten die Banken bis-
her. In der Schweiz ist Geld billig zu ha-
ben. Risikoreiche Auslandgeschäfte wer-
den bis heute dank billigen, im Inland 
verfügbaren Mitteln künstlich aufgebla-
sen und führen zu einem latenten, gros-
sen Risiko für einen Crash im Ausland. 
So wird die Schweiz mitgerissen und haf-
tet letztlich für dieses Auslandgeschäft. 
Das darf nicht sein. 

Und drittens?
Die Banken sind zu gross. Also müssen 
sie kleiner werden. Der Marktanteil ist 
so gross, dass im Konkursfall alle mitge-
rissen werden. Eigentlich sollte man den 

Marktanteil beschränken, damit im Kon-
kursfall kein Landesunglück passiert. 
Wie man das macht, und wie gross die-
ser Anteil sein soll, wäre zu erarbeiten. 
Doch es macht niemand etwas in dieser 
Richtung. 

Wie gross darf eine Bank sein?
Eine Bank darf nur so gross werden, 
dass sie im Ernstfall sterben kann, ohne 
dass alle andern auch untergehen! Das 
gilt für alle Firmen: Jede Firma muss im 
schlechtesten Fall sterben. Eine Triebfe-
der jedes Unternehmers ist auch, dass er 
Angst hat, dass seine Firma untergeht. 
Er muss dann zittern und handeln, wenn 
die Geschäfte nicht gut laufen. Das ist 
der permanente Anstoss, um die Firma 
gut zu führen. Manager von systemrele-
vanten Banken kennen kein Zittern.

Dies zeigten beispielsweise die 
Telefonprotokolle von Top-Bankern 

in Irland: Sie hatten null Skrupel.  
Sie erpressten den Staat. 
Sie wissen eben: Wenn es bachab geht, 
dann werden sie gerettet. Zu ergänzen 
wäre: Hätten wir keine systemrelevan-
ten Banken mehr, müsste auch die Grün-
dung vieler kleinerer Banken verein-
facht werden, und die heutige überbor-
dende Regulierung könnte abgebaut 
werden. Diese schützt die Grossen, weil 
nur noch diese sich den hohen regulato-
rischen Aufwand und den damit verbun-
denen immensen Kontrollapparat leis-
ten können.

Das alles steht in keinem der Gesetze 
und Verordnungen, die das  
Parlament unter dem Titel «too big 
to fail» bisher verabschiedet hat.
Eben nicht. Die Bankentrennung und 
das «Kleinermachen» hat man damals 
versäumt. Man hat sich lediglich auf die 
notwendige Eigenkapitalerhöhung be-
schränkt. Als SVP haben wir schon 2009 
– anfänglich mit der SP – eine Aufspal-
tung der systemrelevanten Banken ge-
fordert. Die SP ist dann leider ausgestie-
gen. Aber das Thema ist nicht vom Tisch. 
Im Hintergrund sprechen wir mit ver-
nünftigen Exponenten der SP, die das 
Problem sehen. Schliesslich haben sie 
seinerzeit zusammen mit Vater Nicolas 
Hayek und mir sowie mit SP-Präsident 
Levrat eine gemeinsame Initiative in 

Aussicht gestellt. Sie ist leider bisher im 
Parlament gescheitert. 

Die SP stellte im Juni den Text der 
«Bankensicherheitsinitiative» vor. 
Stehen Sie dahinter?
Einzelne Vorschriften darin sind interes-
sant, so etwa die der Trennung der Ver-
mögensverwaltung vom Investmentban-
king. Auch soll der Staat keine Garantien 
mehr gewähren und keine Rettung ver-
fügen können. Andere Vorschriften sind 
zwar achtenswert, aber unvollständig, 
andere wohl unerfüllbar, so etwa die 
einer minimalen ungewichteten Eigen-
kapitalquote von 20 Prozent der Bilanz-
summe. Aber wir diskutieren mit einzel-
nen Exponenten.

Ihr Plan?
Mit vernünftigen und nicht kontakt-
scheuen Leuten der SP zusammensitzen 
und eine Initiative aufs Tapet bringen, 
die die Ideen der SVP und die der SP-In-
itiative vereint. Das Ziel ist ja das Glei-
che: Ein guter Finanz- und Werkplatz 
ohne «Too big to fail»-Risiko und ohne 
wettbewerbsfeindliche Regulierung. Ob 
es gelingt, gemeinsam etwas zu machen, 
wird man sehen. Berührungsängste 
habe ich keine. Dabei muss dann aber 
auch in beiden Parteien – auch in meiner 
– eine Mehrheit zu gewinnen sein. Ich 
bin für die SVP zuversichtlich.

Die Neuen Investoren meiden  
die grossen Schwellenländer.  
Das ist eine Chance für Afrika  
und Osteuropa 33

Aussenhandel
Chinas Exporte steigen wieder 
stark an
Die Ausfuhren stiegen gemäss chinesi-
scher Zollverwaltung im August im Jah-
resvergleich um 7,2  Prozent. Experten 
hatten mit 6  Prozent gerechnet. China 
lieferte vor allem mehr Elektronikarti-
kel, Textilwaren und Maschinen ins Aus-
land. Insbesondere der Handel mit süd-
ostasiatischen Staaten boomte. Die Aus-
fuhren in die USA legten um 6,1  Prozent 
zu, jene in Länder der EU dagegen nur 
um 2,5 Prozent. Die Exporte nach Japan 
gingen dagegen den siebten Monat in 
Folge zurück. Die Importe nach China 
fielen mit einem Plus von 7  Prozent 
deutlich schwächer aus als vorherge-
sagt. (Reuters)

Telecom
EU will Roaming-Gebühren  
abschaffen
Die EU-Kommissarin für Digitaltechnik, 
Neelie Kroes, will, dass die Mobilfunkan-
bieter ihre Roaming-Gebühren bis 2016 
schrittweise aufgeben, wie der «Focus» 
berichtete. Das Magazin beruft sich auf 
einen Verordnungsentwurf, wonach die 
Anbieter künftig Geschäftsallianzen mit 
Anbietern in anderen EU-Staaten einge-
hen sollen, statt teure Gebühren zu er-
heben. Die noch existierenden Roaming-
Gebühren müssten zudem bis 2014 er-
neut sinken. Für eingehende Gespräche 
dürften sie gar nicht mehr erhoben wer-
den. Im Entwurf ist von einem «freiwil-
ligen Mechanismus» zur Beendigung des 
Roamings die Rede. (TA) 

Detailhandel
Migros möchte Markenartikel 
direkt im Ausland einkaufen
Die Migros will Markenartikel im billige-
ren Ausland einkaufen können statt über 
die offiziellen Importeure. Migros-Chef 
Herbert Bolliger fordert Unterstützung 
von der Politik. «Eine Änderung im Kar-
tellgesetz wäre (...) ein positives Signal 
der Politik im Interesse der Konsumen-
ten», sagte Bolliger in der «NZZ am 
Sonntag». Er sei jedoch skeptisch, ob die 
Beschaffungsbarrieren bald aufgehoben 
würden: Der Verband der Markenarti-
kel-Lieferanten «hätte wohl keine Freude 
an einer Öffnung der exklusiven natio-
nalen Vertriebsrechte.» (TA)

Italien
Keine weitere Staatshilfe für 
Banken
In Italien sollen die Staatshilfen für die 
Krisenbank Monte Paschi eine Aus-
nahme bleiben. Wirtschaftsminister Fa-
brizio Saccomanni machte deutlich, 
dass die Regierung anderen Geldhäu-
sern nicht unter die Arme greifen wolle. 
Er legte ihnen vielmehr nahe, sich mit 
Konkurrenten zusammenzuschliessen. 
Die Banken haben einen Berg fauler Kre-
dite in den Büchern. (Reuters)

Nachrichten

Der US-Geheimdienst NSA hat nach 
einem «Spiegel»-Bericht Zugang zu 
 Nutzerdaten von Smartphones führen-
der Hersteller. Betroffen seien Apples 
iPhone, Blackberry-Geräte und Googles 
Betriebssystem Android, berichtete das 
Magazin unter Berufung auf Unterlagen 
des US-Geheimdienstes. 

Der NSA sei es möglich, nahezu alle 
sensiblen Informationen eines Smart-
phones auszulesen, etwa Kontaktlisten, 
den SMS-Verkehr, Notizen und Aufent-
haltsorte seines Besitzers. Weiter be-
richtet der «Spiegel», den Unterlagen zu-
folge habe die NSA für jeden grösseren 
Hersteller von Handybetriebssystemen 
eine eigene Arbeitsgruppe eingerichtet, 
deren Ziel es sei, heimliche Zugänge zu 
Smartphones zu ermöglichen. 

Der Geheimdienst soll auch das be-
sonders gesicherte Blackberry-Mail-
system geknackt haben. Der «Spiegel» 
schreibt, die eingesehenen Materialien 
legten den Schluss nahe, dass die betrof-
fenen Unternehmen nichts von den Aus-
spähungen wussten. (Reuters)

NSA kann Daten  
von Handynutzern 
ausspähen

«Eine Bank darf nur so gross sein,  
dass sie im Ernstfall sterben kann»
SVP-Stratege Christoph Blocher sieht die Wirtschaft noch immer in Geiselhaft der Banken, sollte ein 
grosses Finanzinstitut gefährdet sein. Er will mit «vernünftigen Leuten» der SP über eine Lösung reden.

Die Schockwellen, die von der Finanz-
krise und der UBS-Rettung ausgingen, 
führten zur Forderung nach einer Zer-
schlagung der Grossbanken. Sie wurde 
nach Einsetzung einer Expertengruppe 
im November 2009 und Publikation der 
Ergebnisse im April 2010 von den Mitte-
parteien ins Abseits getrieben. 

Einen Monat später versprach der 
Bundesrat in einem «verbindlichen 
Plan», die Risiken für die Volkswirt-
schaft «rasch und wirksam einzuschrän-
ken, die von grossen, systemrelevanten 
Banken ausgehen». Sein Vorschlag be-
schränkte sich auf eine kleine Revision 
des Bankengesetzes in Koordination mit 
internationalen Gremien. Sie wurde in  
Teilvorlagen durchs Parlament gebracht, 
die letzte im Dezember. Seit Januar sind 

die neuen Regeln in Kraft. Systemrele-
vante Banken müssen bis 2019 ein höhe-
res Eigenkapital bereithalten als bisher. 

Die Schweizer Regeln gehen über 
internationale Normen hinaus. Die Er-
hebung dieses Kapitals ist allerdings 
keine exakte Wissenschaft und Gegen-
stand heftiger Kontroversen. Grossban-
ken müssen in der Schweiz gewisse 
«Stressszenarien» erfüllen, die zu einer 
«verbesserten Liquidität» führen, so ein 
neues Faktenblatt des Finanzdeparte-
ments. Die «Verflechtungen innerhalb 
des Bankensektors müssen verringert» 
werden. Wichtige Banken müssen bei 
drohender Zahlungsunfähigkeit «sys-
temwichtige Funktionen» wie den Zah-
lungsverkehr gewährleisten. Vor einem 
drohenden Konkurs müsste die Finanz-

marktaufsicht eine Bank «abwickeln», 
sprich die hoffnungslosen Teile abtren-
nen und in den Konkurs schicken, wäh-
rend sie die überlebenswichtigen retten 
würde, indem sie Fremdkapital der Bank 
und im Extremfall Spareinlagen dem 
Eigenkapital zuschlägt. Wie das bei einer 
international verflochtenen Bank innert 
Tagen passieren soll, ist laut Fachleuten 
alles andere als klar. Sie sind sich einig, 
dass bei in Schieflage geratenen Banken 
die Staaten nach wie vor einspringen 
müssen.

Zur «Too big to fail»-Gesetzgebung ge-
hört auch die neue Möglichkeit der Na-
tionalbank und des Bundesrates, einen 
antizyklischen Puffer als Gegenmass-
nahme gegen Immobilienblasen anzu-
ordnen. (val)

Systemrelevante Banken

Was das Parlament bis jetzt beschlossen hat

SVP-Nationalrat Christoph Blocher: «Manager von systemrelevanten Banken kennen kein Zittern.» Foto: Marc Wetli (13 Photo)

«Bereits heute ziehen 
Unternehmer Guthaben 
ab und legen es als Noten 
in Tresore. Sie trauen der 
Sache nicht mehr.»


